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Johannes Mosmann

Der blinde Fleck der Gesellschaftskritik
Die erweiterte Demokratie – Teil I

Einige Autoren aus dem Umfeld kritischer Me­
dien – wie die ›Nachdenkseiten‹, ›KenFM‹ oder 
›Rubikon‹ – diagnostizieren eine »Aushöhlung« 
der Demokratie durch einen Zusammenschluss 
politischer und wirtschaftlicher Eliten mit dem 
»tiefen Staat«. Finanzkapital und westliche Re­
gierungen inszenierten eine »Fassadendemokra­
tie«, manipulierten die Medien und lenkten 
die öffentliche Meinung durch »Framing« auf 
scheinbar »alternativlose« Entscheidungen hin. 
»In den vergangenen Jahrzehnten wurde die 
Demokratie in einer beispiellosen Weise aus­
gehöhlt. Demokratie wurde durch die Illusion 
von Demokratie ersetzt, die freie öffentliche 
Debatte durch ein Meinungs- und Empörungs­
management, das Leitideal des mündigen 
Bürgers durch das des politisch apathischen 
Konsumenten. Wahlen spielen mittlerweile für 
grundlegende politische Fragen praktisch kei­
ne Rolle mehr. Die destruktiven ökologischen, 
sozialen und psychischen Folgen dieser Form 
der Elitenherrschaft bedrohen immer mehr un­
sere Lebensgrundlagen«1 erklärt beispielsweise 
der Publizist und ehemalige SPD-Politiker Al­
brecht Müller in seiner Rezension des ›Spiegel‹-

Der vorliegende Aufsatz skizziert die Grenzen der Wirksamkeit demokratischer Prozesse. In den 
folgenden Teilen der hiermit beginnenden Serie wird dann aufgezeigt, wie sich das Volk gegenwärtig 
durch seine Fixierung auf demokratische Abstimmungsverfahren selbst entmachtet und der Herr-
schaft durch Finanz- und Politeliten unterwirft. Vor dem Hintergrund der Klimadebatte und der 
Enteignungs-Forderungen des Juso-Chefs Kevin Kühnert sollen demgegenüber praktische Wege 
beschrieben werden, wie »alle Macht« tatsächlich vom  Volk ausgehen könnte.

Bestsellers ›Warum schweigen die Lämmer?‹ 
von Rainer Mausfeld. Auch wenn diese Sicht­
weise von den »Leitmedien« als »Verschwö­
rungstheorie« verunglimpft wird, gehört sie für 
eine gründliche Sozialwissenschaft zum Basis­
wissen. Allerdings hat dieses Wissen um die 
Machenschaften von Finanz- und Politeliten in 
der Form, wie es von jenen unabhängigen Me­
dien verbreitet wird, einen gravierenden Makel, 
denn es wird zwar detailliert nachgezeichnet, 
wie demokratische Prozesse manipuliert oder 
umgangen werden. Dadurch aber bilden diese 
Prozesse den positiven Gegenpol der Kritik. In 
dieser Position sind sie a priori dem kritischen 
Bewusstsein entrückt. Die Vorstellung, man 
könne das soziale Leben durch demokratische 
Meinungsbildungs- und Abstimmungsprozesse 
regeln, ist jedoch ihrerseits ein »Deutungs­
raster«, das zum Machterhalt jener Finanz- und 
Politeliten entscheidend beiträgt.
Alle Macht soll vom Volk ausgehen. Das ist das 
Ideal, das die meisten Menschen zunächst mit 
dem Wort »Demokratie« verbinden. Übersetzt 
wird es jedoch in die Vorstellung, alle Bür­
ger sollten dieselbe Stimme haben, in einen 
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Prozess der »Meinungsbildung« eintreten, di­
rekt oder indirekt über Ideen abstimmen und 
das Ergebnis in Gesetze gießen. An die Stelle 
der Machtfrage tritt so eine vorgefasste Mei­
nung über die Wirksamkeit eines bestimmten 
Verfahrens. Die Kritik an der »Manipulation« 
der Demokratie durch Polit- und Finanzeliten 
suggeriert, das Volk sei mit diesem Verfahren 
bereits im Besitz eines geeigneten Werkzeugs 
für die Verbesserung der Verhältnisse, könne 
es aber gegenwärtig nur nicht anwenden. Man 
denke sich die Machenschaften der Mächtigen 
weg – und übrig bliebe, nach dieser Logik, eine 
menschenwürdige Gesellschaft. 
Der Umstand ihrer permanenten Abwesenheit 
verschafft der so vorgestellten Demokratie den 
überzeugenden Vorteil, dass sie sich nie an der 
Wirklichkeit erproben muss. Dieser Effekt ver­
stärkt sich noch, wenn der demokratische Ide­
alzustand in die Vergangenheit gerückt wird, 
als hätte es früher einmal eine Gesellschaft ge­
geben, in der die Demokratie noch nicht mani­
puliert worden sei. Doch wann sollte das gewe­
sen sein? Und wie war die »Aushöhlung« der 
Demokratie möglich, wo sie doch angeblich das 
hinreichende Mittel zur Machtausübung durch 
das Volk darstellt? Die Fixierung auf eine in die 
Vergangenheit entrückte demokratische Gesell­
schaftsform, die allmählich von Finanz- und 
Politeliten zerstört worden sei, definiert das 
Volk als passiv und verdeckt die Handlungs­
räume, die ihm durch die heutigen Verhältnisse 
erst eröffnet werden. Genau diese Handlungs­
räume werden dann aber durch Finanz- und 
Politeliten besetzt. Bevor dieser Zusammen­
hang genauer untersucht wird, soll hier deshalb 
zunächst das Wesen der Demokratie und ihre 
natürliche Grenze skizziert werden.

Das Wesen des Rechts

Angenommen, man beobachtet, wie ein an­
derer Mensch geschlagen wird, und ist davon 
in seinem Rechtsgefühl so getroffen, dass man 
spontan dem Opfer zu Hilfe eilt. Versucht man 
nun, denkend den Inhalt dieses Gefühls zu fas­
sen, könnte man z.B. formulieren: »Der Mensch 
hat das Recht auf körperliche Unversehrtheit.« 

Aber damit ist dann gerade nicht der Mensch 
gemeint, dem man soeben beigestanden hat, 
sondern der Mensch im Allgemeinen. Wer 
derjenige ist, ob schwarz oder weiß, Mann 
oder Frau, Raucher oder Nichtraucher, sympa­
thisch oder unsympathisch – all das, was den 
konkreten Menschen ausmacht, blendet das 
Rechtsgefühl gerade aus. Das Recht als solches 
ist per Definition ohne konkrete Bestimmung 
und deshalb leer – oder positiv: offen für das 
Eintreten jedes beliebigen Einzelfalls, der ihm 
erst seinen realen Inhalt gibt. So gesehen ist 
das Rechtsgefühl ein Erzieher des abstrakten 
Denkens. Indem die Menschen in ihrem gegen­
seitigen Verkehr das Rechtsgefühl ausbilden, 
entwickeln sie ein Empfinden für den allgemei­
nen Wert des Menschen. Das Recht auf freie 
Meinungsäußerung beispielsweise besagt, dass 
jeder Mensch seine Meinung ungehindert äu­
ßern können soll. Der Inhalt der Meinungsäu­
ßerung wird dadurch aber nicht berührt – seine 
Meinung muss der Mensch dann schon selbst 
bilden und äußern. Würde der Staat nicht die 
freie Meinungsäußerung als solche, sondern 
eine bestimmte Meinung schützen, wäre das 
Recht auf freie Meinungsäußerung aufgehoben. 
Das aber ist das Prinzip eines jeden Rechts, 
dass von staatlicher Seite über das konkrete 
Geschehen nichts ausgemacht wird. Das Recht 
als solches definiert Grenzen, in denen sich das 
Individuum frei entfalten kann, und schützt zu­
gleich die freie Entfaltung des Einen vor dem 
unrechtmäßigen Übergriff des Anderen. Sofern 
die Staatsgewalt das Recht verteidigt, kann sie 
folglich dem, was im so gebildeten Rechtsraum 
geschieht und wie es geschieht, nicht vorgrei­
fen, ohne sich selbst ins Unrecht zu setzen. Sie 
würde dann nämlich nicht das Recht als sol­
ches schützen, sondern die Interessen einzel­
ner Personen oder Personengruppen, d.h. die 
Staatsgewalt würde privatisiert.
Die oben beschriebene Erfahrung des Rechts­
gefühls kann zum Gedanken verdichtet und als 
Gesetz festgehalten werden. So schlägt er sich 
beispielsweise in Art. 2 des Grundgesetzes: »Je­
der hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit« nieder. Welchen Wert aber hat 
ein solches Gesetz für das menschliche Zusam­
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menleben? Wirksam ist es zunächst nicht. So 
wenig wie das Grundgesetz mit einem aktu­
ell empfundenen Rechtsgefühl zusammenfällt, 
irgendeinen wirklichen Menschen meint oder 
gar die körperliche Unversehrtheit bewirkt, so 
wenig enthält oder bewirkt irgendein anderes 
Gesetz etwas Wirkliches. 
Man kann sich diese Tatsache an jedem belie­
bigen Gesetz vor Augen führen. In § 10 Abs. 2 
des Arbeitsschutzgesetzes heißt es z.B.: »Der 
Arbeitgeber hat diejenigen Beschäftigten zu be­
nennen, die Aufgaben der Ersten Hilfe, Brand­
bekämpfung und Evakuierung der Beschäf­
tigten übernehmen.« Dieses Gesetz beschreibt 
zwar auch Pflichten und enthält direkte Hand­
lungsanweisungen. Dennoch muss hier eben­
falls die Wirklichkeit erst aus anderen Quellen 
hinzukommen. Es muss ein Bedarf nach einer 
Ware vorhanden sein, für deren Produktion 
sich wirkliche Menschen zusammentun. Die­
se müssen sich wiederum so zueinander stel­
len wollen, dass die einen als Arbeitnehmer, 
die anderen als Arbeitgeber betrachtet werden 
können. Ein »Arbeitgeber«-Vertreter muss dann 
die Notwendigkeit empfinden, seine wirklichen 
Beine zu bewegen, hinzugehen und einen »Ar­
beitnehmer« etwa zum Erste-Hilfe-Beauftragten 
zu ernennen. Letzterer wiederum wird sich im 
Brandfall als mehr oder weniger fähig erweisen, 
das Richtige zu tun. Die Wirklichkeit, auf die 
sich jenes Gesetz bezieht, beruht also ihrerseits 
auf natürlichen, ökonomischen und seelisch-
geistigen Vorgängen, die ihm erst einen Inhalt 
geben. Das Rechtsgefühl selbst zählt zu den 
seelisch-geistigen Vorgängen. Art. 2 des Grund­
gesetzes hat keinerlei Relevanz, solange sich 
nicht im anwesenden Individuum angesichts 
einer konkreten Misshandlung eines anderen 
die entsprechende Empfindung regt.
Das Gesetz ist eine Erinnerung an die Verhält­
nisse, die durch das Wirken oder Zusammen­
wirken natürlicher, ökonomischer und geistig-
seelischer Kräfte vom Rechtsgefühl als harmo­
nisch erlebt werden können. Im Gesetz sind 
diese Kräfte selbst aber nicht mehr wirksam. 
Das Gesetz spiegelt die als rechtmäßig erlebten 
Verhältnisse als Abstraktion im menschlichen 
Bewusstsein, bringt sie jedoch nicht hervor. 

Zieht das Wahlvolk an irgendeinem Sonntag in 
die örtlichen Grundschulen, um dort sein Kreuz 
zu machen, so ist der Gang der alltäglichen 
Ereignisse für diesen Moment unterbrochen. 
Das soziale Leben kommt zum Stillstand. Was 
auch immer der Einzelne tagtäglich für die Ge­
meinschaft leisten mag – in diesem Augenblick 
ruht alle Tätigkeit, damit dem wirklichen Leben 
ein Abstraktum, das Gesetz, gegenübergestellt 
werden kann. Will man das demokratische Ab­
stimmen also mit irgendetwas im äußeren Le­
ben vergleichen, könnte man sagen: Mündet 
der soziale Prozess in der Formulierung von 
Gesetzen, geschieht etwas Ähnliches, wie wenn 
ein Lebewesen stirbt. Damit soll keineswegs be­
hauptet werden, dass Gesetze nicht notwendig 
sind. So wie Leben und Sterben zusammenhän­
gen, so auch soziales Geschehen und Gesetz. 
Aber man muss die Qualität des Todes auch als 
solche erfassen, um sie als ein Instrument der 
Sozialgestaltung einsetzen zu können. Das Auf­
stellen von Gesetzen sowie das damit zusam­
menhängende Wählen, Abstimmen usw. ist ge­
nau genommen kein sozialer Akt, sondern eine 
bewusstseinsmäßige Spiegelung der wirklichen 
sozialen Akte und der sich daraus ergebenden 
Verhältnisse. In dieser Funktion kann es zwar 
dem sozialen Handeln der Menschen dienen, 
dieses aber nicht ersetzen.

Die Quellen sozialer Handlungen

Eine Gemeinschaft, welche die Demokratie mit 
dem sozialen Leben verwechselt und den Gang 
zur Wahlurne mit sozialem Handeln, dagegen 
das tagtägliche Tun in Beruf und Freizeit für 
privat hält, stellt die Wirklichkeit auf den Kopf. 
Das Gesetz kann an das Leben erinnern – das 
Leben aber muss sich selbst ergreifen. Die Mut­
ter sorgt sich aus Liebe um ihr Kind, und nicht 
etwa, weil sie im Gesetzbuch die Paragraphen 
zur gesetzlichen Fürsorgepflicht nachgelesen 
hat. Erst wenn sie ihrer Fürsorgepflicht nicht 
nachkommt, ist das Gesetz relevant, aber auch 
nur insofern, als es eben wiederum an die Not­
wendigkeit individueller Liebe erinnert. Hervor­
bringen kann das Gesetz diese Liebe nicht. Das 
Verständnis des wirklichen Zusammenhangs 
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zwischen Gesetz und sozialem Leben wird al­
lerdings durch den Eindruck der Tatsache er­
schwert, dass wir bestimmte Menschen dafür 
bezahlen, die Übereinstimmung zwischen bei­
den zu interpretieren und im Falle einer Abwei­
chung Gewalt anzuwenden, d.h. einen Staats­
apparat aufbauen. Die Gewalt verleiht dem Ge­
setz ein »Gewicht«, sodass letzteres die sozialen 
Verhältnisse doch hervorzubringen scheint. 
Aber hier muss genau hingesehen werden: Die 
Staatsgewalt schreitet ein, wenn das wirkliche 
Leben nicht stattgefunden hat, wenn z.B. ein 
Mensch dem anderen nicht erste Hilfe geleistet 
hat. Die Hilfeleistung wird also gerade nicht 
durch das Gesetz bewirkt, sondern durch einen 
seelisch-geistigen Vorgang im Individuum. 
Die Tatsache, dass das Gesetz auch auf die see­
lisch-geistigen Vorgänge, denen es selbst ent­
springt, zurückwirkt, steht hierzu nicht im Wi­
derspruch. Selbstverständlich kann das Gesetz 
die individuellen Handlungsimpulse indirekt 
beeinflussen, nämlich über den Umweg seiner 
psychologischen Effekte – wie z.B. der Angst 
vor Strafe, Gehorsam, Karrierestreben usw. In­
sofern gestaltet der Staat das soziale Leben in­
direkt mit. Jedoch fließen in die individuellen 
Handlungen, soweit sie als rechtmäßig erlebt 
werden können, noch ganz andersartige Im­
pulse ein, die in keiner Weise durch Gesetze 
bedingt sind. Wer die »soziale Frage« ernsthaft 
stellen will, muss sich für sämtliche das soziale 
Leben konstituierenden Kräfte interessieren. 
Er wird die sozialen Bedingungen aufsuchen, 
unter denen das individuelle seelisch-geistige 
Leben sich so entwickeln kann, dass der Ge­
meinschaft die besten Kräfte zufließen.

Vom Nutzen physischer Gewalt

Die Staatsmacht gründet sich auf das Monopol, 
entsprechend den Gesetzen physische Gewalt 
auszuüben. Andere Mittel als das der phy­
sischen Gewalt besitzt der Staat nicht, sei er 
nun demokratisch, monarchisch oder sonstwie 
organisiert. Alle scheinbar andersartigen Werk­
zeuge sind von ihr abgeleitet. Der Staat wirkt 
entweder durch direkte Gewaltanwendung, in­
dem er z.B. etwas verbietet oder genehmigt, 

oder durch die psychologischen Effekte der Ge­
walt, d.h. – wie erwähnt – Angst vor Strafe, An­
passungs- und Karrierestreben usw. Gewalt ist 
aber destruktiv. Das heißt, im eigentlichen Sinn 
kann der Staat nichts »schaffen«. Sein »Tun« 
ist grundsätzlich immer, unabhängig vom ge­
wählten System, ein negatives, d.h. ein Inter­
venieren, genauer gesagt: ein gewaltmäßiges 
Unterbinden von Tun, das aus anderen, nicht-
staatlichen Quellen entspringt. Der Staat kann 
z.B. fossile Energieträger verbieten; eine um­
weltfreundliche Alternative kann er aber weder 
erfinden noch erzeugen. Er kann den Unterneh­
mer bestrafen, wenn dieser verantwortungslos 
handelt; an seiner Stelle handeln kann er nicht. 
Er kann die ›Deutsche Wohnen‹ enteignen; 
Wohnungen bauen kann er nicht. Wohnungen 
werden von Handwerkern gebaut, Betriebe von 
Unternehmern verantwortet und Erfindungen 
von Wissenschaftlern gemacht. Man könnte 
die Vorstellung staatlicher Verantwortung da­
hingehend übertreiben, dass man das gesamte 
soziale Leben in einem Superstaat aufgesaugt 

Darstellung der Staatsgewalt auf dem Titelblatt 
von Thomas Hobbes’ ›Leviathan‹ (1651)
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denkt – dies bedeutete für die Praxis lediglich, 
dass die tatsächlichen Handwerker, Unterneh­
mer und Erfinder dann für jeden Handgriff den 
Befehl einer höheren Stelle abzuwarten hätten, 
aber wiederum nicht, dass der Staat selbst ir­
gendetwas schafft. Handeln kann immer nur 
der individuelle Mensch. Diese Tatsache lässt 
sich durch keine wie auch immer geartete Ideo­
logie wegdiskutieren. Auch ein sozialistischer 
Staat unternimmt in Wahrheit selbst nichts, 
sondern macht den Unternehmer zum Beam­
ten. Der Einwand, der Staat könne ja außerdem 
noch durch Subventionierung fördern, über­
sieht, dass alle Steuermittel dem wirtschaftli­
chen Handeln der Menschen entspringen, und 
der Staat die dort entstandenen Werte lediglich 
umverteilt, sodass er auch hier nicht im eigent­
lichen Sinn »selbst« tätig wird, sondern eben 
durch einen Gewaltakt interveniert.

Der Begriff der Korruption

Kein Verkehrsteilnehmer würde mit einem 
Polizisten die Verkehrsregeln neu verhandeln 
wollen, es sei denn, dieser ist korrupt. Der Po­
lizist ist nicht der Urheber der Ideen, an denen 
sich sein Handeln orientiert. Seine Autorität 
beruht gerade darauf, dass seine Individuali­
tät hier nicht in Betracht kommt, sondern er 
vielmehr als Vertreter der durch eine demokra­
tische Mehrheit gesetzten Ideen agiert. Ganz 
anders verhält es sich bei Pädagogen, Eltern, 
Konsumenten, Handwerkern, Erfindern, Unter­
nehmern usw. Die Ideen für das kulturelle und 
wirtschaftliche Handeln der Menschen können 
nicht passiv empfangen werden, sondern müs­
sen vom Individuum in der Begegnung aktiv 
und originär gebildet werden. Ein Polizist muss 
als Vertreter der Meinung einer demokratischen 
Mehrheit agieren; Pädagogen, Handwerker, Un­
ternehmer usw dagegen dürfen es gar nicht. 
Wohl müssen sie im Falle einer Übertretung 
von Gesetzen mit dem Eingreifen der Staatsge­
walt rechnen, doch ist diese deshalb nicht auch 
der Impulsgeber ihrer konkreten Handlungen. 
So wie der Polizist dem Willen einer demo­
kratischen Mehrheit bzw. den entsprechenden 
staatlichen Organen verantwortlich ist, so ist 

der Pädagoge unmittelbar dem Kind, der Hand­
werker den Bedürfnissen seiner Kunden, und 
der Unternehmer der gedeihlichen Entwicklung 
des von ihm geleiteten Betriebes verantwort­
lich. Ein Polizist, der den Verkehrssünder nicht 
nach dem Gesetz, sondern nach seinem indi­
viduellen Urteil behandelt oder sich gar durch 
ein Gespräch beeinflussen lässt, ist korrupt. 
Der umgekehrte Maßstab muss beim kultur­
schaffenden oder wirtschaftenden Menschen 
angewandt werden: Dieser ist korrupt, wenn 
er nicht gemäß seines individuellen Fachurteils 
handelt oder sich für die konkrete Begegnung 
unempfänglich zeigt, sondern die Meinung ei­
ner demokratischen Mehrheit umsetzt. Dassel­
be gilt für alle Berufe, die nicht unmittelbar 
der Herstellung oder Wahrung der inneren und 
äußeren Sicherheit dienen.
Es kann hierbei eine allgemeine Formel aufge­
stellt werden, an der sich ablesen lässt, welche 
Bereiche grundsätzlich demokratisch verwaltet 
werden können. Das Eigentümliche des Rechts­
gefühls ist nämlich, dass es nicht nur vom be­
obachteten Einzelfall abstrahiert, sondern zu­
gleich relativ unabhängig von den Fähigkeiten 
und Neigungen desjenigen Individuums bleibt, 
in dem es sich auslebt. Jemand kann ein geni­
aler Erfinder sein, ein tollkühner Raumfahrer 
oder ein geschickter Unternehmer – und den­
noch über ein unterentwickeltes Rechtsgefühl 
verfügen. Umgekehrt kann das sicherste Gefühl 
für das Rechte aus denen sprechen, die sich 
sonst mit keinen besonderen Fähigkeiten her­
vortun. Deshalb kennt die Demokratie für die 
Teilnahme an demokratischen Abstimmungs­
verfahren nur eine Voraussetzung: das Alter. 
Ab einem gewissen Alter ist jeder Mensch, 
ungeachtet seiner individuellen Fähigkeiten 
und Neigungen, »mündig«. Diese Mündigkeit 
definiert zugleich die Grenzen der Demokratie: 
Dasjenige, was jeder Mensch bloß Kraft seiner 
Mündigkeit beurteilen kann, darf und muss in 
Gesetze gegossen werden. Damit aber liegt zu­
gleich alles, was von individuellen Fähigkeiten 
und Bedürfnissen abhängt, jenseits der Befug­
nisse eines demokratischen Staates. Und das ist 
das gesamte Gebiet des Geisteslebens einerseits 
und der Wirtschaft andererseits.
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Der Wohlfahrtsstaat

Nun lebt diese Tatsache aber nicht im Bewusst­
sein des Volkes. Es stimmt ab in der Erwartung, 
den »Volkswillen« auf den Staat übertragen zu 
können, damit dieser dann im Interesse des 
Volkes handelt, d.h. aber insbesondere wirt­
schaftlich und kulturell tätig wird. »Vom So­
zialstaat des 21. Jahrhunderts wird erwartet, 
dass er für das Wohlergehen aller Bürger sorgt, 
vor allem die wirtschaftliche Stabilität garan­
tiert, die sozialen Unterschiede ausgleicht und 
alle Einrichtungen und Leistungen bereitstellt, 
die in der Industriegesellschaft lebensnotwen­
dig sind«2, erklärt die ›Bundeszentrale für poli­
tische Bildung‹. Dem Staat wird somit ein all­
umfassender, weit über das Intervenieren bei 
Rechtsverletzungen hinausgehender Auftrag 
erteilt. Praktisch bedeutet dies, da tatsächlich 
eben nur der jeweils Einzelne handeln kann, 
dass der individuelle Handlungsraum auf Sei­
ten des Volkes zu Gunsten einer Ermächtigung 
Einzelner auf Regierungsseite eingeschränkt 
wird. Durch immer engmaschigere Gesetze und 
Verordnungen sucht der Staat nun das gesamte 
öffentliche und private Leben zu erfassen und 
den Wirkungskreis der Staatsgewalt auf alle Be­
reiche des sozialen Lebens auszudehnen, insbe­
sondere auf Kultur und Wirtschaft. Zugleich er­
weitert er die klassischen, im Wesentlichen der 
Sicherheit im Inneren und Äußeren dienenden 
staatlichen Einrichtungen um immer weitrei­
chendere Befugnisse und Instrumente. So gibt 
es Schul- und Hochschulgesetze, Kultus- bzw. 
Bildungsministerien, Forschungsförderungen,  
»öffentlich-rechtliche« Rundfunkanstalten usw. 
im Bereich des Geisteslebens und andererseits 
Arbeits- und Wirtschaftsministerien, Zentral­
banken, Arbeitsämter, Wirtschaftsförderung 
usw. in dem des Wirtschaftslebens.
»Der Staat« als solcher kann aber, wie hier ge­
zeigt wurde, tatsächlich nicht handeln. Er kann 
allerdings verhindern, dass Individuen auf 
Grundlage ihrer individuellen Urteile handeln. 
Nicht das Handeln, aber das Denken kann an 
»den Staat« abgetreten werden, indem das Volk 
oder das vom Volk gewählte Parlament über 
das, was der Einzelne zu tun hat, demokra­

tisch abstimmt. Dadurch wird die Einheit von 
Handeln und Denken auseinander gerissen. 
Hieran schließen sich grundsätzliche Fragen: 
Ist der demokratisch ermittelte gemeinsame 
Nenner einer Mehrheit intelligenter oder weni­
ger intelligent als der unmittelbare Impuls des 
jeweils Handelnden in Bezug auf sein eigenes 
Handeln? Lassen sich Handeln und Denken 
synthetisch zusammenfügen, nachdem sie ein­
mal auseinander gerissen wurden? Wie wirkt 
der Zustand einer solchen Zerrissenheit auf die 
Seelenverfassung des modernen Menschen? 
Entwickelt er dadurch soziale, opportunistische 
oder revolutionär-destruktive Impulse?

Kevin Kühnert und die soziale Frage

Die arbeitsteilige Weltwirtschaft und die Ich-
Kultur des modernen Menschen haben eine 
beeindruckende Vielfalt an technischen Erfin­
dungen, Waren und Dienstleistungen hervorge­
bracht, die das menschliche Dasein in vielerlei 
Hinsicht bequemer machen. Ungerechtigkeit, 
Umweltzerstörung und Kulturverfall stehen 
jedoch auf der anderen Seite der Bilanz. Hie­
ran entzündet sich das Rechtsgefühl. Deshalb 
ist es nur natürlich, dass die demokratischen 
Forderungen oftmals auf das wirtschaftliche 
und geistig-kulturelle Gebiet des sozialen Le­
bens zielen. Inhaltlich erscheinen diese For­
derungen meist berechtigt. Da sie Wirtschaft 
und Kultur aber eben von einem demokrati­
schen Standpunkt aus erfassen wollen, greifen 
sie zu kurz. Soweit das soziale Miteinander 
auf der Durchsetzung allgemeiner Prinzipien 
durch eine »anerkannte Gewalt« beruht, kann 
und sollte es demokratischen Verfahren un­
terworfen werden. Die für die Gestalt unserer 
Gesellschaft wesentlichen Bereiche – wie z.B. 
die gegenseitige Bewertung der Waren im glo­
balen Wirtschaftskreislauf oder das Geistes­
leben (Bildung, Wissenschaft, Journalismus, 
Religion, öffentliche Meinung usw.) – beruhen 
aber nicht auf staatlicher Wirksamkeit. Diese 
Bereiche müssten allerdings, wenn eine men­
schenwürdige Gemeinschaft möglich werden 
soll, ebenfalls von jedem Menschen mitverant­
wortet und -gestaltet werden können.
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Der Staat könnte z.B. durchaus dem Vorschlag 
des Juso-Chefs Kevin Kühnert folgen und Kon­
zerne enteignen, sofern die aktuellen Eigentü­
mer die Konzerne nicht im Interesse der Ge­
meinschaft verwalten. Man mag das politisch 
oder ökonomisch falsch finden – möglich wäre 
es, sofern eben Destruktion im Wesen der Ge­
walt liegt. Unmöglich aber kann der Staat dann 
produktiv werden, indem er z.B. selbst die be­
treffenden Waren herstellt oder den Produkti­
onsprozess leitet. Die Quellen des produktiven 
Prozesses liegen außerhalb der Sphäre des Ge­
setzes, nämlich in den Bedürfnissen, welche 
Menschen entwickeln, in ihren Begabungen 
und Fähigkeiten, und zuletzt in den äußeren 
Naturvorgängen. Demokratische Normen kön­
nen ein Ergebnis der aus diesen Quellen flie­
ßenden Kräfte sein, niemals jedoch an ihre Stel­
le treten. Ein demokratischer Staat könnte auch 
im Hinblick auf den Produktionsprozess wiede­
rum nur destruktiv und nachträglich handeln, 
indem er z.B. die Kompetenzen der produktiv 
handelnden Menschen einschränkt, d.h. sie an 
demokratische Beschlüsse bindet und im Falle 
einer Nichtbeachtung bestraft.

Die Kernfrage

Das wirkliche Geschehen geht dem Gesetz stets 
voran; immer muss zuerst etwas geschehen, be­
vor das Gesetz darauf angewandt werden kann. 
Verteilt der Staat z.B. aufgrund entsprechender 
Gesetze erwirtschaftete Gewinne um, so setzt 
dies voraus, dass zuvor Ungerechtigkeit ent­
standen ist. Eine wahrhaft menschenwürdige 
Gemeinschaft strebt danach, diese Ungerech­
tigkeit an ihrem Ursprung zu bekämpfen, und 
nicht erst ihre Folgen staatlich zu verwalten. 
Dazu muss sie aber unmittelbar in die Wirklich­
keit eindringen, die von Gesetzen nur äußerlich 
und im Nachhinein berührt werden – in jenen 
Bereich also, der heute noch als »Marktmecha­
nismus« erscheint. Die für die weitere Entwick­
lung der Menschheit entscheidende Frage ist 
deshalb eine ganz andere als die, ob der Staat 
Konzerne enteignen oder nicht enteignen, oder 
sonst irgendetwas tun oder lassen soll. Die 
eigentlich praktische Frage lautet: Liegt der 

produktive Prozess deshalb, weil er außerhalb 
des Einflussgebietes demokratischer Verfahren 
liegt, notwendig auch außerhalb der Reichwei­
te jedes bewussten, gemeinschaftlichen Gestal­
tungswillens? Oder gibt es jenseits der Grenzen 
der Demokratie vielleicht ein Äquivalent, das 
für eine gemeinschaftliche Verwaltung von Kul­
tur und Wirtschaft taugt?
Erst wenn diese Frage praktisch beantwortet 
wird, kann entschieden werden, was der Staat 
zu tun oder zu lassen hat. Solange dagegen 
jeglicher bewusste Sozialprozess wiederum 
nur demokratisch vorgestellt wird, scheitern 
gutgemeinte Vorstöße wie derjenige des Juso-
Chefs schlichtweg an den Gesetzmäßigkeiten 
der Ökonomie. Eine demokratische Verwaltung 
reißt individuelles Handeln und allgemeines 
Gesetz auseinander, gerät somit in einen Wi­
derspruch zur menschlichen Individualität 
und muss deshalb hinnehmen, dass sich die 
Wirtschaft als ein besonderes Gebiet daneben 
stellt. Die Demokratie kann folglich niemals 
in die Tiefen der sozialen Wirklichkeit vor­
dringen. Sie muss sich, wenn sie sich selbst 
versteht, auf das reine Recht beschränken und 
das übrige Leben dem chaotischen Treiben der 
»unsichtbaren Hand« überlassen. Ein Gemein­
schaftsprozess dagegen, der die Integrität des 
Individuums nicht antastet, der also nichts von 
Außen »regelt«, sondern die Einheit von Den­
ken und Handeln bestehen lässt, muss an die­
ser Grenze nicht haltmachen. 
Im weiteren Verlauf dieser Artikelserie soll 
deutlich werden, was damit gemeint ist. Es 
soll gezeigt werden, dass ein Gemeinschafts­
prozess gedacht werden kann, der nicht in 
einem Widerspruch zur menschlichen Indivi­
dualität steht, sondern diese zum Inhalt hat 
und selbst ihrer freien Betätigung entspringt. 
Während eine Demokratie sich mit »Rahmenbe­
dingungen« für die Exzesse des Egos begnügen 
muss, kann dieser selbst an die Stelle der »un­
sichtbaren Hand« treten.

1	 www.nachdenkseiten.de/wp-print.php?p=46317
2	 www.bpb.de/politik/grundfragen/deutsche-de­
mokratie/39365/bundesregierung?p=2
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